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Wurde früher die Energiewende vorzugs-
weise in Szenarien beschrieben, lässt sie 
sich spätestens seit den Meseberger Be-
schlüssen der Bundesregierung im Jahr 
2007 an konkreten Gesetzen und Regie-
rungsdokumenten festmachen:

 Minderung der Treibhausgas emissionen  ●

um 40 % bis 2020 gegenüber 1990.
 Erhöhung des Anteils Erneuerbarer  ●

 Energien an der Stromversorgung auf 
mindestens 30 % bis 2020  (vgl. EEG §1,2).

 Erhöhung des Anteils Erneuerbarer  ●

 Energien am Endenergieverbrauch für 
Wärme auf 14 % bis zum Jahr 2020 
(vgl. EEWärmeG §1,2).

 Erhöhung der Stromerzeugung aus  ●

Kraft-Wärme-Kopplung auf 25 %  
(vgl. KWK-G §1).

 Verdopplung der Energieproduktivität  ●

bis 2020 gegenüber 1990 (vgl. Natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie).

Wenn jedoch nicht alles täuscht, werden 
die letzten beiden Teilziele im Rahmen der 
Neuformulierung eines Energiekonzeptes 
durch die Bundesregierung auf der Grund-
lage einer durchschnittlich zwölfjährigen 
Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke 
in nächster Zeit wohl wieder einkassiert.

Ob auch die Regenerativ- und die Klima-
schutzziele wieder infrage gestellt werden, 
entscheiden letztlich die vier großen Ener-
giekonzerne mit. Sie, die in den letzten  
20 Jahren die Erneuerbaren unermüdlich 
mit dem Attribut „additiv“ kleinzureden 
versuchten, haben längst die skeptische 
Be obachterrolle verlassen und blasen zum 
Gegenangriff:



●

Mit einer Geschlossenheit, die den außen-
stehenden Beobachter dann doch irritiert 
hat, haben sie einen großen Teil der deut-
schen Industrie auf die Forderung nach ei-
ner signifikanten Laufzeitverlängerung der 
Atomkraftwerke verpflichtet und sich damit 
bei der aktuellen Regierung durchsetzen 
können.

Mit einer Subventionierung von bis zu 
15 % der Investitionskosten durch die Ein-
nahmen aus der CO2-Zertifikatsauktionie-
rung wollen sie ab 2013 ökonomisch in die 
Lage versetzt werden, wieder neue Kohle-
kraftwerke bauen zu können.

Der erheblich verzögerte Leitungsbau 
insbesondere bei den Übertragungsnetzen 
ist in den letzten Jahren mitnichten dem 
lokalen Widerstand querulanter Zeitgenos-
sen anzulasten, sondern in erster Linie der 
Interessenlage der weiterhin integrierten 
Energiekonzerne, die die Auslastung ihrer 
bestehenden Kraftwerke nicht durch einen 
ehrgeizigen Ausbau fluktuierender Erzeu-
gungsanlagen gefährden wollten. Dieser 
evidente Interessenkonflikt ist erst seit die-
sem Jahr zumindest bei E.ON und Vatten-
fall aufgehoben, die ihre Übertragungs-
netze an neutrale Dritte veräußert haben, 
nicht jedoch beim Branchenriesen RWE 
und der EnBW.

Der Widerstand renditegetriebener Kapital-
gesellschaften gegen eine rasche System-
transformation vom bestehenden zentralis-
tischen Großverbund hin zu einer 
de zentra lisierten Regenerativwirtschaft ist 
freilich vollkommen rational und nicht 
 etwa auf ideologische Verbohrtheit zurück-
zuführen: Bereits heute ist der Systemkon-
flikt zwischen der Vollauslastung der beste-
henden fossilen und nuklearen Kraftwerke 
und dem Vorrang der Erneuerbaren evi-
dent; bei einem weiteren forcierten Ausbau 
wird er die bestehende lukrative Grund-
lastwelt vollständig aus den Angeln heben. 
Über das EEG geförderte Regenerativanla-
gen können und sollen den Rendite-
erwartungen von Konzernen nicht gerecht 
werden, insofern eröffnen sich hier kaum 
neue Geschäftsfelder der von hohen Renditen 
verwöhnten Großstromerzeuger. Schließ-
lich bedroht ein zahlenmäßig stark ge-
wachsener energiewirtschaftlicher Mittel-
stand die dominierende Marktstellung der 
Oligopole, die zu räumen diese logischer-
weise nicht bereit sind.

Gegen die beschriebene Abwehrhaltung 
der Energiekonzerne spricht auch nicht, 
dass diese nun selbst in Erneuerbare Ener-
gien investieren: zum einen sind diese 
Anteile bislang sehr gering im Verhältnis 
zum gesamten Investitionsvolumen, zum 
anderen findet ein großer Teil dieser Inve-
stitionen im Ausland statt, um den oben 
beschriebenen Systemkonflikt in Deutsch-
land nicht weiter auf die Spitze zu treiben. 
Insofern liegt es in der Natur der Sache, 
dass die Energiewende in Deutschland un-
verändert den Interessen der Energiekon-
zerne entgegensteht, und völlig unabhän-
gig von der Aufgeschlossenheit vieler 
Mitarbeiter der Konzerne selbst für eine 
schnelle Verbreitung der Erneuerbaren En-
ergien werden die Konzernvorstände gar 
nicht anders können, als für den unge-
störten Betrieb ihrer vorhandenen und den 
Neubau weiterer Großkraftwerke auf fos-
siler und nuklearer Basis zu kämpfen, 
hängt doch nicht zuletzt ihre eigene Positi-
on von Erfolgen auf diesen Gebieten ab.
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Zugespitzt geht es in den nächsten Jahren 
daher in allererster Linie um die Frage 
„Machterhalt der Energiekonzerne versus 
Durchsetzung ökonomischer und gesell-
schaftlicher Vernunft“. Diese Vernunft lässt 
sich mit folgenden Punkten umreißen:

Ein klimaverträgliches Energiesystem 
stützt sich hauptsächlich auf die beiden 
Säulen Energieeffizienz und Erneuerbare 
Energien, wie die ökologischen Träume-
reien unverdächtige Internationale Ener-
gieagentur in ihrem letzten World Energy 
Outlook 2009 unterstreicht [1]. Wenn wie 
in Deutschland die fluktuierenden Anlagen 
(Wind, Solar) die neuen Systemsäulen bil-
den, haben inflexible Großkraftwerke in 
einem solchen System keinen Platz mehr.

Wie die jüngsten Energieszenarien für 
die Bundesregierung gezeigt haben, hat 
eine Laufzeitverlängerung von Atomkraft-
werken nur einen marginalen Einfluss auf 
eine kosteneffiziente klimapolitische Ziel-
erreichung. [2] Allerdings wurde das im 
Grunde wichtigste Szenario – Erreichung 
der Klimaschutzziele bei Festhalten am 
Ausstiegsbeschluss – hierbei gar nicht be-
trachtet. Vermutlich war es politisch nicht 
opportun nachzuweisen, dass ein solches 
Szenario möglicherweise nicht nur die 
größten positiven Effekte auf den Arbeits-
markt, sondern insgesamt auch die nied-
rigsten Energiekosten für die Verbraucher 
erbracht hätte. [3]

Ein wettbewerbliches Wirtschaftssystem 
legitimiert sich vor allem durch Leistungs-
gerechtigkeit. Ist der Wettbewerb wie in 
Deutschland im Bereich der Stromerzeu-
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gung massiv beeinträchtigt und profitieren 
dabei vier Unternehmen seit Jahren von 
leistungslosen Windfall-Profiten wie z.B. 
durch die Einpreisung der CO2-Zertifikate, 
ist diese Legitimation massiv gefährdet. 
Mittlerweile lehnen neun von zehn Deut-
schen die bestehende Wirtschaftsordnung 
ab und zu dieser massiven Legitimations-
krise haben sicherlich die Energiekonzerne 
in einem erheblichen Maße beigetragen.

Dynamischer Wettbewerb sichert tech-
nischen Fortschritt und Innovation, ver-
machtete Märkte verhindern diesen. Wenn 
die als „hocheffizient“ gepriesenen Kohle-
kraftwerke immer noch weit weniger als 
die Hälfte der eingesetzten Primärenergie 
ausnutzen und wenn neue Kernkraftwerke 
immer noch nicht so gebaut werden kön-
nen, dass ein Kernschmelzunfall ausge-
schlossen ist, demonstriert dies eine über 
Jahrzehnte fehlende Innovationspeitsche in 
nahezu wettbewerbsfreien Märkten.

Zwei Drittel aller Arbeitsplätze in 
Deutschland sind in mittelständischen Un-
ternehmen anzutreffen, die meisten der 
deutschen Weltmarktführer sind Mittel-
ständler. Großkonzerne führen nicht nur 
zu Marktmacht und damit verbunden häu-
fig unangemessen großer politscher Macht, 

sondern auch zu technologischer Trägheit, 
geringer Innovationskraft und Beharrungs-
vermögen. Hinzu kommt, dass sich bei 
Konzernen häufig große Aktienanteile in 
ausländischer Hand befinden, sodass über 
die ausgeschütteten Dividenden viel Kauf-
kraft aus Deutschland abfließt. Sowohl 
beim RWE als auch bei E.ON ist davon 
auszugehen, dass sich mittlerweile mehr 
als die Hälfte der Aktienanteile in auslän-
dischem Besitz befindet. Mittelständler, die 
häufig als Personenunternehmen geführt 
werden, sichern dagegen nicht nur Arbeits-
plätze, sondern stärken auch die Kaufkraft 
im eigenen Land (vgl. dazu die Abbil-
dungen zu den Arbeitsplatzentwick-
lungen).
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